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Gemäß §§ 28 Abs. 1, 28 a des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 

Menschen, Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000, BGBl. I S. 1045, zuletzt durch Artikel 1 

Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert, § 28 a durch Artikel 1 

Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 2, 16 

a der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzver-

ordnung – CoronaSchVO) (GV.NRW. S. 1212c) in der aktuell gültigen Fassung in Verbindung mit § 35 

Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein – Westfalen (VwVfG NRW) vom 

12.11.1999 (GV. NRW S. 602) jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung wird die 

 

Allgemeinverfügung 

 

zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Ausbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 vom 27.03.2021 wie folgt ergänzt: 

 

 

Für die Stadt Mülheim an der Ruhr wird ab dem 16. April 2021 zusätzlich angeordnet: 

 

 

 
4 a. Im gesamten Stadtgebiet von Mülheim an der Ruhr gilt eine nächtliche Ausgangssperre in der Zeit 

von 21.00 Uhr bis 05.00 Uhr am Folgetag. Der Aufenthalt außerhalb der häuslichen Unterkunft ist 

in dieser Zeit grundsätzlich untersagt. Ausnahmen hiervon gelten nur bei Vorliegen gewichtiger 

Gründe. Während des genannten Zeitraums  ist auch Personen die ihren Wohnsitz nicht im Stadt-

gebiet von Mülheim an der Ruhr haben der Aufenthalt im Stadtgebiet nur aus gewichtigem Grund 

erlaubt. Gewichtige Gründe im Sinne der Sätze 2 und 3 sind insbesondere: 

 

a. Ausübung beruflicher oder dienstlicher Tätigkeiten, einschließlich der Teilnahme Ehrenamtlicher an 

Einsätzen von Feuerwehr, Katastrophenschutz und Rettungsdienst 

b. Inanspruchnahme medizinischer, therapeutischer und veterinärmedizinischer Versorgungsleistun-

gen 

c. Begleitung und Betreuung von unterstützungsbedürftigen Personen und Minderjährigen 

d. Begleitung Sterbender 

e. Versorgung von Tieren 

f. Einkaufen von Lebensmitteln. 

 

 

 

Begründung der Maßnahme: 

 

Die 7- Tage Inzidenz für die Stadt Mülheim an der Ruhr liegt trotz weitreichender einschränkender Maß-

nahmen durch die Allgemeinverfügung vom 27.03.2021 am heutigen Tag bei 215,1 mit steigender Ten-

denz. 
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Die nächtliche Ausgangsbeschränkung beschränkt die Mobilität und zugleich die nicht essentiell notwendi-

gen Kontakte der Mülheimer Bevölkerung am späten Abend und in der Nacht. Die spiegelbildliche Rege-

lung für Personen, die von außerhalb ins Stadtgebiet kommen, verfolgt denselben Zweck. Durch die An-

ordnung werden private Treffen und Feiern im Familien- und Freundeskreis streng limitiert und zugleich 

private Zusammenkünfte verhindert. Die Einhaltung der nächtlichen Ausgangsbeschränkung lässt sich im 

Gegensatz zu einer auch tagsüber geltenden Ausgangsbeschränkung, bei der deutlich mehr Ausnahmen 

zugelassen werden müssten, auch kontrollieren. Damit ist die nächtliche Ausgangsbeschränkung ein ge-

eignetes Mittel, um den Zweck der Allgemeinverfügung, die Aus- und Weiterverbreitung von COVID-19 zu 

verlangsamen und die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen, zu erreichen. 

 

Da die bisherigen Maßnahmen zur Eindämmung der Infektionszahlen nicht ausreichend waren, ist die 

nächtliche Ausgangsbeschränkung auch erforderlich. Der damit einhergehende Grundrechtseingriff ist in 

Ansehung des Infektionsschutzes und der jeweiligen Interessen auch angemessen. Das Interesse des Ein-

zelnen, sich jederzeit frei im öffentlichen Raum zu bewegen, hat gegenüber dem Schutz der Gesundheit 

der Allgemeinheit zurückzutreten. Weniger belastende Maßnahmen, die ebenso wirksam sind, sind nicht 

ersichtlich. Zudem ist die Ausgangsbeschränkung auf die Zeit zwischen 21:00 und 5:00 Uhr des Folgetags 

begrenzt. Daher unterliegen die Betroffenen tagsüber keinen Einschränkungen in ihrer Bewegungsfreiheit. 

Darüber hinaus ist das Verlassen der Wohnung bei Vorliegen eines – nicht abschließend aufgeführten - 

„gewichtigen Grundes“ zulässig.  

 

In die Güterabwägung waren die erheblichen gesundheitlichen Gefahren bei der unkontrollierten und nicht 

mehr nachverfolgbaren Verbreitung von COVID-19 sowie die mögliche Gefahr der akuten und existenziel-

len Überlastung der Gesundheitsversorgung einzustellen 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 40213 Düs-

seldorf, Bastionstr. 39, Klage erhoben werden.  

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle 

des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht 

geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person sig-

niert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 55 a Abs. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingun-

gen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 

des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-

scher Rechtsverkehr Verordnung – ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

 

 

Hinweise:  

 

Eine Klage gegen diese Ergänzung hat gem. § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende Wir-

kung. Dies bedeutet, dass die Allgemeinverfügung auch dann befolgt werden muss, wenn sie mit einer 

Klage angegriffen wird. 

 

Beim Verwaltungsgericht Düsseldorf kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO die Herstellung der aufschiebenden 

Wirkung beantragt werden.  

 

 

 Mülheim an der Ruhr, den 15.04.2021 

 

 Dr. Frank Steinfort 

 

 Stadtdirektor und Leiter des Krisenstabs 

 
 
 


